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Senatsverwaltung für Justiz
und Verbraucherschutz

Herrn Abgeordneten Marc Vallendar (AfD)
über
die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/23 390
vom 23. Juli 2025
über Anwendung des § 105 JGG – Entwicklung der Reifebeurteilung bei Heranwachsenden in
Berlin
 --------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. Wie hoch war im Jahr 2024 der prozentuale Anteil der Heranwachsenden, die in Berlin strafrechtlich nach Ju-
gendstrafrecht (§ 105 JGG) und wie viele nach allgemeinem Erwachsenenstrafrecht verurteilt wurden? Bitte um
Angabe in absoluten Zahlen und Prozentanteilen.

2. Wie hat sich dieser Anteil seit 2014 entwickelt? Bitte um eine tabellarische Darstellung der Jahre 2014 bis
2024 unterteilt in:

○ Anzahl der Heranwachsenden, die nach Jugendstrafrecht verurteilt wurden,
○ Anzahl der Heranwachsenden, die nach Erwachsenenstrafrecht verurteilt wurden,
○ jeweiliger prozentualer Anteil bezogen auf die Gesamtzahl der Heranwachsenden in Strafver-

fahren.
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Zu 1. und 2.:

Jahr Verurteilte Her-
anwachsende
nach Jugend-
strafrecht

Verurteilte Her-
anwachsende
nach Erwachse-
nenstrafrecht

Gesamt
Verurteilte
Heran-
wachsende

Anteil Ju-
gendstraf-
recht (%)

Anteil Er-
wachsenen-
strafrecht (%)

2014 1.153 725 1.878 61,40 38,60

2015 1.179 723 1.902 61,99 38,01

2016 1.060 775 1.835 57,77 42,23

2017 952 513 1.465 64,98 35,02

2018 929 488 1.417 65,56 34,44

2019 900 550 1.450 62,07 37,93

2020 572 499 1.071 53,41 46,59

2021 649 491 1.140 56,93 43,07

2022 533 524 1.057 50,43 49,57

2023 556 432 988 56,28 43,72

2024 409 380 789 51,84 48,16

Quelle: Strafverfolgungsstatistik – Amt für Statistik

3. Welche fachlichen, strukturellen oder praktischen Herausforderungen hat der Senat in den letzten Jahren bei
der Anwendung des § 105 JGG festgestellt?

Zu 3.: Besondere Herausforderungen spezifisch bei der Anwendung des § 105 JGG bestehen
nicht. Generell ist Sorge zu tragen, dass ausreichende Fortbildungsangebote für auf Seiten
der Justiz in der Jugendstrafrechtspflege tätige Personen bestehen (§ 37 Abs. 1 JGG), damit
die einschlägigen Entscheidungen auf der Grundlage hinreichender Fachkenntnis über die so-
zialwissenschaftlichen „Nebendisziplinen“ des Jugendstrafrechts getroffen werden. Die bei
den Jugendämtern angesiedelte Jugendgerichtshilfe muss personell und organisatorisch so
aufgestellt sein, dass sie ihre Aufgabe (§ 38 JGG) der Persönlichkeitserforschung und Vermitt-
lung ihrer Erkenntnisse an Jugendstaatsanwaltschaft und Jugendgericht erfüllen kann, auch
um die von § 105 Abs. 1 Nr. 1 JGG verlangte „Gesamtwürdigung der Persönlichkeit (…) bei
Berücksichtigung auch der Umweltbedingungen“ zu ermöglichen.

4. Welche Gründe sieht der Senat für die anhaltend hohe bzw. gestiegene Anwendung des Jugendstrafrechts auf
Heranwachsende?

Zu 4.: Die Quote der Anwendung des Jugendstrafrechts auf Heranwachsende ist über die
Jahre Schwankungen unterworfen (vgl. Antwort zu 2.) und derzeit in Berlin seit einem Hoch von
65,56 % im Jahr 2018 tendenziell rückläufig. Der Anteil betrug in Berlin zuletzt (2024)
51,84 % und liegt damit unter dem Bundesdurchschnitt (2022: 60,28 %).
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Die Schwankungen bei der Anwendung des Jugendgerichtsgesetzes auf Heranwachsende
können verschiedene Ursachen haben. Gesellschaftliche Veränderungen wie durchschnittlich
längere Schulausbildung, späterer Berufseintritt oder längeres Verbleiben im Elternhaus und
hierdurch bedingte später erlangte Selbstständigkeit können sich auf die Beurteilung der
„Reife“ ebenso auswirken wie Entwicklungen hinsichtlich Lebensstil und Freizeitverhalten jun-
ger Menschen. Sozialwissenschaftlich ist im Längsschnitt insofern von einer Verlängerung der
Jugendphase in spätmodernen Gesellschaften die Rede.

5. Welche standardisierten Kriterien zur Feststellung des individuellen Reifestandes werden angewendet und sind
diese praktikabel und ausreichend? Welche Herausforderungen bestehen möglicherweise in der Begutachtungs-
praxis?

Zu 5.: Die Anwendung des § 105 Abs. 1 JGG erfolgt einzelfallbezogen und entzieht sich einer
generellen oder schematischen Betrachtungsweise, zumal es nach § 105 Abs. 1 Nr. 1 JGG
auf eine Gesamtwürdigung ankommt.

Was die „Begutachtungspraxis“ angeht, ist festzuhalten, dass tatsächlich nur in wenigen Fäl-
len Sachverständige zur Frage der Voraussetzungen des § 105 Abs. 1 JGG hinzugezogen
werden. Die tätigen Jugendstaatsanwältinnen und Jugendstaatsanwälte sowie Jugendrichte-
rinnen und –Jugendrichter sind infolge der Regelungen in §§ 36, 37 JGG zumeist in der Ein-
schätzung der Voraussetzungen des § 105 Abs. 1 JGG erfahren und mit der Beurteilung der
zugrundeliegenden Materie vertraut. Sie sollen – und werden regelmäßig – über Kenntnisse
auf den Gebieten der Kriminologie, Pädagogik, Sozialpädagogik und Jugendpsychologie
verfügen bzw. entsprechend fortgebildet werden. Bei der Beurteilung der Voraussetzungen
des § 105 Abs. 1 JGG können sie zudem auf die Mitteilungen der Jugendgerichtshilfe über
die von ihr vorzunehmende Persönlichkeitserforschung (§ 38 JGG) und deren sozialpädagogi-
sche Expertise als Entscheidungshilfe zurückgreifen. Das Einholen eines Sachverständigengut-
achtens führt in der Regel zu einer erheblichen Verfahrensverzögerung, was dem Beschleuni-
gungsgebot, welches das Jugendgerichtsgesetz als Prinzip durchzieht, zuwiderliefe. Aus Grün-
den der Verhältnismäßigkeit wird daher in der Praxis vorrangig bei (besonders) schweren De-
likten eine sachverständige Begutachtung veranlasst.

6. Wie gestaltet sich der Umgang mit Heranwachsenden im europäischen Vergleich?

Zu 6.: Im deutschen Jugendstrafrecht bestehen die Regelungen für eine Anwendbarkeit des
Jugendstrafrechts auf Heranwachsende (§ 1 Abs. 2 JGG) unter den Voraussetzungen des
§ 105 Abs. 1 JGG seit 1953. In der DDR unterfiel die Altersgruppe der Heranwachsenden
hingegen uneingeschränkt dem allgemeinen Strafrecht. Eine Einbeziehung(-smöglichkeit) jun-
ger Erwachsener (Heranwachsender) in das Jugendstrafrecht sehen im internationalen Ver-
gleich zahlreiche Rechtsordnungen vor. Im kontinentalen Vergleich existieren in etwas mehr
als der Hälfte der europäischen Staaten Sonderregelungen für die Anwendung jugendstraf-
rechtlicher Normen auf junge Volljährige (z. B. in Dänemark, Estland, Italien, Griechenland,
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Kroatien, Litauen, den Niederlanden, Nordirland, Österreich, Portugal, Russland, Schottland,
Schweden, Serbien, Slowakei, Slowenien), wobei hier wiederum die Altersgrenzen teils leicht
differieren und die konkrete Ausgestaltung unterschiedlich ist.

7. Wie hoch sind die Kosten für Sachverständige und wie haben sich die Kosten seit 2014 entwickelt? Bitte jähr-
lich ausweisen.

Zu 7.: Eine Auslesung von Kosten bezüglich einzelner Sachverständigengruppen ist nicht mög-
lich. Zur Frage der Reifebeurteilung werden allerdings in der Regel keine gesonderten Sach-
verständigengutachten eingeholt, da diese Einschätzung regelmäßig – unter Einbeziehung der
Stellungnahme der Jugendgerichtshilfe – durch die Kammer selbst erfolgt. Sofern seitens des
Gerichts ein forensisch-psychiatrisches Gutachten, etwa zur Schuldfähigkeit oder Unterbrin-
gung, beauftragt wurde, nehmen die damit betrauten psychiatrischen Sachverständigen, die
über eine fachärztliche Qualifikation in der forensischen Psychiatrie verfügen, im Rahmen ih-
rer Begutachtung üblicherweise auch zur Reifeentwicklung Stellung. In seltenen, komplexeren
Einzelfällen, in denen eine gesonderte Beurteilung der Reifeentwicklung erforderlich ist, wer-
den entsprechend zertifizierte und forensisch erfahrene Sachverständige aus dem Bereich der
Kinder- und Jugendpsychiatrie hinzugezogen.

8. Stehen ausreichend Sachverständige in diesem Bereich zur Verfügung?

Zu 8.: Da in der Praxis in vergleichsweise wenigen Fällen Sachverständige zur Beurteilung der
Voraussetzungen des § 105 Abs. 1 JGG hinzugezogen werden (s. Antwort zu Frage 5.), stellt
sich die Zahl der vorhandenen fachlich geeigneten Sachverständigen nicht als Problem dar.

Berlin, den 6. August 2025

In Vertretung

Susanne Hoffmann
Senatsverwaltung für Justiz
und Verbraucherschutz


